
d éi a n er woc h enzei t u n g / l ' a utr e h eb d o madai r e

HierimDon Boscosind
montenegrinischeFlücht-
linge untergebracht. Für
sie gibt es zur Zeit keine
Perspektiveinihrer Hei-
mat. In Luxemburgauch
nicht: Arbeiten dürfensie
nicht undAusnahmerege-
lungen wirdes keine
weiterengeben, so die
Regierung. Dass die
Luxemburger Bevölke-
rungaberganzanders
darüber denkt, zeigte
eineILReS− Studieim
Auftragder ASTI.
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REGULARISIERUNG

Kleinstergemeinsamer
Nenner?

Eine Regularisierung der
"sans−papiers" scheint
vor der Tür zu stehen−
die politische Debatte,
dieihr zugrundeliegen

müsste, wurdeallerdings
bislangverschlafen.

Schon Ende dieses Jahres
will sich die Regierung an-
scheinend Instrumente zu
einer Regularisierunggeben.
Eine Schnelligkeit, die a
priori durchaus positiv zu
bewertenist. Die Realität ei-
nes zweiten, schwarzen Ar-
beitsmarktes tritt auch in
Luxemburg i mmer deutli-
cher hervor, derweil gleich-
zeitig in einigen Sektoren
verzweifelt nach Arbeits-
kräften gesucht wird. Dass
innerhalb der nächstenzwei
Monate eine Prozedur zur
Regularisierung funktions-
fähig sein soll, ist nur des-
halb möglich, weil sich die
politisch Verantwortlichen
für eine administrative Pro-
zedur statt eines Regulari-
sierungsgesetzes entschie-
denhaben.

Tatsächlichhätte das Aus-
arbeiten eines Gesetzespro-
jekts zur Folge, dass die Si-
tuation der Betroffenen
noch über Monate in der

momentan herrschenden
Unklarheit verbliebe. Inso-
fern ist die Entscheidung
der Regierung sinnvoll. Al-
lerdings bedeutet dies auch,
dass öffentlicheInformation
und Diskussionüber dievon
der Regierung beabsichtig-
ten Maßnahmen nicht gesi-
chert sind: Eine politische
Debatte, wie sie sich bei Ge-
setzesprojekten ergibt,
muss nun aktiv herbeige-
führt werden− falls sie denn
gewünschtist.

Dabei herrscht bislangge-
rade bei den großen Partei-
en in wesentlichen Punkten
Unklarheit. Konsens besteht
lediglich darüber, dass jene
EinwanderInnen, die bei der
Sozialversicherung gemel-
det sind bzw. die einer Ar-
beit nachgehen, regulari-
siert werden können. Der
Teufel liegt allerdingsi mDe-
tail, denn ohne einsichtige
Arbeitgeber läuft in diesem
Bereichnicht viel. Bei denje-

nigen dagegen, die in
Luxemburgleben, ohne eine
Arbeit vorweisen zu können
− das können Familienmit-
glieder von Personen sein,
die regulär eingewandert
sind, oder Menschen, dieih-
re Arbeit verloren haben −
gehen die Meinungen schon
auseinander. Und schließ-
lich gibt es die abgelehnten
AsylbewerberInnen, die am
wenigsten Sukkurs haben.
Vor allem die Regierungs-
parteien argumentieren, es
hieße das Asylgesetz seiner
Wirkungskraft entheben,
wenn diese Kategorie von
BetroffenenAnspruchauf ei-
ne Regularisierung erheben
könnte. Gerade sie machen
aber einen großen Teil der
Betroffenen aus. Und sie
sind es auch, die oft amwe-
nigsten Alternativen haben.
Unter ihnen befinden sich
zumBeispiel Fälle, in denen
die sehr restriktive Ausle-
gung der Genfer Konvention
zu einer Ablehnung als poli-
tische Flüchtlinge geführt
hat: Deserteure, die inihrer
Hei mat der Verfolgung aus-
gesetzt sind.
Die Gefahr, dass nun eine

Regularisierung auf dem
kleinstengemeinsamen Nen-
ner stattfinden könnte, ist
vielleicht aber weniger der
Regierung anzulasten als
dem Parlament selbst. Seit

Monaten steht das Thema
an, kaumeine Partei konnte
sichbislangaber zueiner öf-
fentlichenPositiondurchrin-
gen. Der Vorschlag des Jus-
tizministers, eine Aktua-
litätsdebatte i m Parlament
abzuhalten, wurde in der
parlamentarischen Kommis-
sion nicht gerade mit Enthu-
siasmus aufgegriffen. Dabei
hätte es der Kammer gut zu
Gesicht gestanden, selbst
die Initiative zu einer sol-
chen Debattezunehmen.
Während also die Regie-

rungeifrigan"ihrer" Regula-
risierung werkelt, hat das
Parlament nun noch andert-
halb Monate Zeit, Akzente
zu setzen. Es ist nur allzu
deutlich, dass daran wenig
Interesse besteht. Fast so
wenig wie an einer Diskus-
sion um die Luxemburger
Immigrationspolitik, die Ar-
beitsminister Biltgen schon
angeregt hatte, und die den
absurden Vorgang, die
Flüchtlinge fortzuschicken
und neue ImmgrantInnen
herzuholen, deutlich doku-
mentierenwürde. Fast hat es
den Anschein, das Parla-
ment würde sich lieber vor
vollendete Tatsachensetzen
lassen, als in kniffligen Fra-
gen seiner Rolle gerecht zu
werden.

Ein Kommentar von
Renée Wagener

56
0/
00 IS

SN
10
19
−0
28
7

Pr
ei
s
60
,-
LU
F

27
.
Ok
t.
20
00

er
sc
he
in
tf
re
it
ag
s agenda

27/10-5/11/2000
(fil m/tv/theatre/concert/events)

Arbeitserlaubnisfür Flüchtlinge

Preis: 60 LUF

aktuell
Elections'99
Les études politi ques
sont rares au Luxem-
bourg. La cell ul e STADE
du CRP Gabri el Li pp-
mann s' est l ancée dans
une étude approfondi e de
notre système él ectoral,
partant des résultats de
1999.

dossier, page 4

Europa und der Nahe
Osten
Di e EU mel det ei gene An-
sprüche i m Nahen Osten
an. Statt si ch wi e bi sher
an Positi onen der USA
anzul ehnen, werden di e
nati onal en I nteressen
arabi scher Staaten mobi-
li si ert.

i ntergl obal, Seite 7

magazine
Portrait
Actri ce, metteuse en
scène, Marja−Leena
Juncker représente un
théâtre soci al qui cher-
che à di vertir en amenant
l e publi c à réfl échir.
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Soziales Wohnen
Vom Luxemburger Un-
ver mögen, si ch den urba-
ni sti schen Probl emen der
Zeit zu stell en, zeugt ei ne
Austell ung rund um das
billi ge Ei nfamili enhaus,
di e auf Kirchberg zu se-
hen i st.
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